
   

editorial 

Ende März lief der Termin für die Beteiligung der Bundesländer an dem im 

letzten Jahr von der Bundesregierung aufgelegten Härtefallfonds für Spätaus-

siedler, jüdische Zuwanderer sowie der Benachteiligten in der DDR-

Rentenüberleitung aus: Offensichtlich ist diesem Fonds nur ein einziges Bun-

desland beigetreten. Ein entsprechender AfD-Antrag wurde kürzlich auch in 

Rheinland-Pfalz von den anderen Parteien abgelehnt. 

 

Europa erlebt wieder ein Osterfest, das vom Krieg in der Ukraine überschattet 

wird: Ein Ende der Kriegshandlungen und des Leidens der Zivilbevölkerung ist 

nicht in Sicht. Für die Angehörigen der deutschen Minderheiten in der Ukraine 

sowie in Rußland stellt sich in dieser Situation immer dringender die Frage der 

Umsiedlung in die Bundesrepublik. 

 

Allerdings ist diese Auswanderung mit einer Menge von bürokratischen Hürden 

in Deutschland verbunden, auf die wir schon mehrfach hingewiesen haben. So 

kann ein vorschneller Asylantrag die Erlangung des Spätaussiedlerstatus in 

Frage stellen: Hier ist seitens des Bundes und der Länder noch einiges neu zu 

regeln  

 

Vadim Derksen    Herbert Karl 
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VAdM – Kurier 

43. Ausgabe: März 2023 
Vertriebene, Aussiedler und deutsche Minderheiten in der AfD — VAdM e. V. 

Herzlich willkommen zur 

43. Ausgabe unseres  

„VAdM-Kuriers“  

im März 2023 

Liebe Landsleute, 

Liebe Freunde, 

Ein gesegnetes und friedliches  
Osterfest in bester  
Gesundheit wünscht 
  
der VAdM-Vorstand  
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Aktualität 

 

 

Offener Brief 

Auswärtiges Amt 12.03.2023 

Bundesministerin Annalena Baerbock 
 
Das Bundesministerium des Innern und für Heimat  

Bundesministerin Nancy Faeser 
 
Die Beauftragte der Bundesregierung für Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten 

Natalie Pawlik 
 
BdV - Bund der Vertriebenen 

Vereinigte Landsmannschaften und Landesverbände e.V. 

Dr. Dr. h.c. Bernd Fabritius 
 
 
Betr.: Mobilisierung in Russland 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
in den letzten Tagen erreichen uns immer öfter Hilferufe von Russlanddeutschen, die Russland bereits in Richtung Kasachstan 
oder Georgien verlassen haben und nun erfolglos versuchen, bei den deutschen Botschaften in diesen Ländern ein Visum zu 

erhalten. Sie möchten gern in ihre historische Heimat, nach Deutschland, ausreisen, um auf diese Weise die Beteiligung am 

Krieg gegen die Ukraine zu vermeiden. Viele von ihnen, die vor dem 01.01.1993 geboren sind (über 30 Jahre alt), wollten 

Russland schon lange verlassen und haben bereits vor Jahren einen Antrag beim Bundesverwaltungsamt (BVA) zur Aufnahme 

in der Bundesrepublik gestellt. 

 

Alle unsere Landsleute erinnern sich gut daran, wie im Jahre 2015 mehr als eine Million junger syrischer Männer die Möglich-
keit bekamen, die Teilnahme am Krieg in Syrien gerade dadurch zu vermeiden, dass sie bei uns aufgenommen wurden. Und 

zwar unabhängig davon, welche politischen Kräfte sie früher unterstützten – die Assad-Regierung, den Islamischen Staat oder 

auch andere oppositionelle Gruppen. Sie alle haben das Recht auf Asyl in Deutschland und der EU erhalten. 

 

Heute ist die Gesamtzahl aller Deutschen in den Republiken der ehemaligen UdSSR nur halb so groß, wie Deutschland in ei-

nem Jahr Flüchtlinge aufnimmt. 

 

In den letzten 30 Jahren redeten die Bundesregierung und die Mitarbeiter des Innenministeriums (BMI) auf die Russ-
landdeutschen ein, sie sollten nicht überstürzt nach Deutschland ausreisen, dass ihnen die „Tore nach Deutschland“ im-

mer offenstehen, dass „die Russlanddeutsche in der Russischen Föderation als Brücke der Freundschaft zwischen Deutsch-

land und Russland gebraucht werden.“ Doch die früher mit Nachdruck angestrebte Freundschaft zwischen den europäischen 

Staaten und Russland ist bekanntlich auf unabsehbare Zeit beendet, und nun droht Tausenden von jungen deutschstämmigen 

Männern die Zwangsmobilisierung. Sie werden in den Krieg geschickt, wo die meisten von ihnen sterben werden. Selbst wenn 

einige von ihnen diesen Krieg überleben sollten, werden sie mit hoher Wahrscheinlichkeit nach später von dem ukrainischen 

Staat wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit angeklagt. Für sie wird der Weg nach Europa für immer verschlossen sein. 
Leider sind in diesem Krieg bereits Dutzende junger Russlanddeutscher gefallen. 

 

Fortsetzung auf S. 3 
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Fortsetzung von S. 2 

 

Der russische Staat begründet die Notwendigkeit dieses Krieges unter anderem auch damit, dass die russischsprechende Bevöl-

kerung im Donbass keine nationale Autonomie besitze und keine Möglichkeit habe, ihre russische Sprache zu pflegen. Diese 

Behauptung ist besonders zynisch gerade deswegen, weil Russland die in der Stalinzeit rechtwidrig aufgelöste Republik der 

Wolgadeutschen bis heute nicht wiederhergestellt hat, die für den Erhalt der deutschen Muttersprache und Kultur unabding-

bar ist. 

 

Sollen etwa die Russlanddeutschen, die Deportationen und langjährige Verfolgungen überlebten, also die Menschen, denen 

das Elternhaus, die Republik, die Muttersprache und die Kultur genommen wurden, heute im Donbass für den Erhalt der russi-

schen Sprache töten und sterben? NEIN! 

 

Deshalb sollten die von der Mobilmachung bedrohten Russlanddeutschen eine Chance bekommen, sich der Teilnahme an die-

sem Krieg und einer späteren Anklage wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu entziehen. Die Mobilmachung in Russ-

land geht weiter und bedroht alle Russlanddeutschen im Alter von 19 bis 45 Jahren, die wehrpflichtig sind. Wie in den Jahren 

der stalinistischen Verfolgung, so auch heute, werden Menschen von ihren Arbeitsplätzen oder nachts aus ihren Betten geholt 

und in die Sammellager verbracht. 

 

Daher wenden wir uns an Sie mit einem dringenden Appell, diesen Menschen zu helfen, ihnen eine Chance zu geben, sich der 

Beteiligung an dem Krieg gegen die Ukraine zu entziehen. Wir bitten Sie, die Visafrage für die deutschstämmigen Bürger der 

Russischen Föderation dringen zu lösen, damit diese in den Botschaften solcher Länder wie Kasachstan und Georgien auf unbü-

rokratischem Wege eine Einreisegenehmigung erhalten können. Es ist dringend nötig, dass der deutsche Staat ihnen Asylrecht 

gewährt, genau wie es die deutschstämmigen Bürger der Ukraine derzeit erhalten (Kriegsflüchtlinge nach § 24). 

 

Wir hoffen auf Ihr Verständnis und Ihre größtmögliche Unterstützung.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

Andrej Triller 

Prof. Dr. Robert Geiger 

Heinrich Daub 

Viktor Streck 

„DEUTSCHE VOLKSZUGEHÖRIGE“ 
 
Faeser kündigt Gesetzesänderung zugunsten von Spätaussiedlern an 
 
Spätaussiedler können als „deutsche Volkszugehörige“ die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten. Seit 2021 werden Anträge aber häufiger abgelehnt. Bundesin-
nenministerin Faeser hat eine Gesetzesänderung angekündigt – zugunsten von Spätaussiedlern. 

Donnerstag, 16.03.2023,  
Die Hürden für Spätaussiedler, die nach Deutschland kommen wollen, sollen wieder gesenkt werden. Auf eine Frage der Unionsfraktion nach der aktuell sehr re-
striktiven Entscheidungspraxis des Bundesverwaltungsamtes zu diesen Fällen antwortete Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) am Mittwoch im Bundestag, 
sie wolle bald die Gesetze so anpassen, „dass wir wieder zur alten Aufnahme zurückkommen“. Abgeordnete von CDU und CSU verwiesen darauf, dass von der seit 
etwa einem Jahr angewendeten restriktiven Praxis unter anderem Menschen aus der Ukraine und aus Russland betroffen seien, deren Anträge reihenweise abge-
lehnt worden seien. 
Die Möglichkeit, die Entscheidungspraxis im Vorgriff auf eine entsprechende Gesetzesänderung jetzt schon großzügiger zu gestalten, werde sie „sehr wohlwollend 
prüfen“, versicherte die Ministerin. „Uns erreichen täglich Hilferufe“, sagte der CDU-Politiker Christoph de Vries die Dringlichkeit einer Änderung. Er sagte: „Wir 
wollen, dass die Tore nach Deutschland für unsere Landsleute weiterhin offen bleiben.“ 
„Völlig unbegründete restriktive Auslegung“ 
Spätaussiedler sind Nachkommen von Deutschen, die in den Staaten der ehemaligen Sowjetunion und anderen osteuropäischen Staaten leben und sich in Deutsch-
land niederlassen wollen. In einem speziellen Aufnahmeverfahren können sie als „deutsche Volkszugehörige“ unmittelbar die deutsche Staatsangehörigkeit erhal-
ten. Nach einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts von 2021, in dem es um Detailfragen zum Nachweis der „deutschen Volkszugehörigkeit“ ging, waren zuletzt 
deutlich mehr Anträge abgelehnt worden als zuvor. Die Ursache der Ablehnungswelle sei aber nicht das Urteil, „sondern die völlig unbegründete restriktive Ausle-
gung durch das Bundesverwaltungsamt“, sagte de Vries. 
 
„Ausgerechnet mit Ausbruch des Ukraine-Krieges hat die Bundesregierung einen Kurswechsel hin zu einer restriktiven und aus unserer Sicht auch rechtswidrigen 
Aufnahmepraxis für Spätaussiedler aus der Ukraine und Russland vorgenommen“, kritisierte die stellvertretende Vorsitzende der Unionsfraktion, Andrea Lindholz 
(CSU). Dies sei ein „humanitärer Skandal“, da die Angehörigen der deutschen Minderheit in der Ukraine von Kriegszerstörungen und in Russland von Repressionen 
betroffen seien. (dpa/mig) 
 
Quelle: 
https://www.migazin.de/2023/03/16/faeser-kuendigt-gesetzesaenderung-zugunsten-von-spaetaussiedlern-an/?fbclid=PAAaY6hlbUqIzMr9jZsCVZPX-
zeJ2iLivJVP8_3jPllJhC_TJL3-gm9-JRaDw 
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Bund der Vertriebenen mahnt zu Kurskorrektur 

 

„14.03.2023 Presse 

 
Gesetzesänderungen in der Spätaussiedleraufnahme gefordert 

 

Zur aktuellen Situation der Aufnahme von Spätaussiedlern in Deutschland erklärt der Präsident des Bundes der Vertrie-

benen, Dr. Bernd Fabritius: 

 

Aktuelle Berichte aus der Aufnahmepraxis für Spätaussiedler lassen den Schluss zu, dass die Aufnahme von Deutschen aus 

den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion derzeit nicht mehr so erfolgt, wie der Gesetzgeber dies mit der 10. Än-

derung des Bundesvertriebenengesetzes 2013 beabsichtigt hat. 

 
Insbesondere gibt es dort Probleme, wo Antragstellern zu Zeiten des Sowjetregimes ein nichtdeutsches Volkstum, wie z. B. 

„russisch“ oder „ukrainisch“, in Ausweis- oder Personenstandsdokumente eingetragen wurde. Nach einem Urteil des Bun-

desverwaltungsgerichtes von 2021 und dessen restriktiver Auslegung durch das Bundesverwaltungsamt führen solche Ein-

tragungen, wenn sie nicht unmittelbar nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion korrigiert worden sind, in nahezu je-

dem Fall zur Ablehnung der Aufnahme. Dabei sind derartige Eintragungen häufig Ausdruck der unterdrückenden Minder-

heitenpolitik in der Sowjetunion. 

 

Das BVFG sieht in § 6 Absatz 2 ganz klar vor, dass die Volkszugehörigkeit „bis zum Verlassen der Aussiedlungsgebiete durch 

eine entsprechende Nationalitätenerklärung oder auf andere Weise“ erklärt werden kann. Durch explizite Schaffung einer 

Bekenntnismöglichkeit durch Spracherwerb hat der Gesetzgeber mit der 10. Änderung gerade dem Umstand Rechnung 
getragen, dass formalisierte Nationalitäteneintragungen nicht mehr möglich sind oder nicht mehr korrigiert werden kön-

nen. Deutlich hat der Gesetzgeber damit auch zum Ausdruck gebracht, dass eine Nationalitäteneintragung aus einem Un-

rechtsregime nicht so viel wert sein kann wie ein aktuelles Bekenntnis zum deutschen Volkstum oder ein Bekenntnis etwa 

durch Sprachkenntnisse, wie es durch die Novelle 2013 ausdrücklich eingeführt wurde. 

 

Der BdV fordert die Bundesregierung daher auf, § 6 BVFG weiter zu präzisieren und mit einer Gesetzesergänzung klarzu-

stellen, dass einem aktuellen Bekenntnis zum deutschen Volkstum bzw. einem „Bekenntnis auf andere Weise“ im Sinne 

der 10. Änderungsnovelle stets Vorrang vor einer überholten Zuschreibung zur Mehrheitsgesellschaft durch sowjetische 

Behörden einzuräumen ist. Spielraum für andere, benachteiligende Auslegungen darf es nicht geben. 

 
Außerdem fordert der BdV die Bundesregierung dazu auf, veränderten Lebensrealitäten, etwa durch kriegerische Ereignis-

se, Rechnung zu tragen: § 4 Absatz 1 BVFG muss dahingehend konkretisiert werden, dass ein vorübergehender Aufenthalt 

von Deutschen außerhalb des Aussiedlungsgebietes aufgrund von Kriegen, Katastrophen oder anderweitigen Gefahren für 

Leib und Leben nicht zum Ver-

lust des Aufnahmeanspruches 

führt. 

 

Dies wäre ein Gebot der Ge-

rechtigkeit und ein Zeichen 

von Empathie mit den Betrof-
fenen. Ihnen würde die Sorge 

genommen, dass sie im Falle 

einer längeren Flucht einen 

Anspruch auf Aufnahme als 

Spätaussiedler komplett verlie-

ren.“ 

 

Quelle: https://www.bund-

der-vertriebenen.de/presse/
presse-details/bdv-mahnt-zu-

kurskorrektur 

Presseschau 
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Gesellschaft und Politik 

 

 

Ukrainekonflikt: Lösungen dringend gesucht 
 
von Rüdiger Rauls, 23.2.2023 

 

Die Münchener Sicherheitskonferenz offenbarte die Ratlosigkeit des 

Westens angesichts der Entwicklung in der Ukraine. Seine Antworten 

darauf bestehen weitgehend in Durchhalteparolen, Wunschdenken und 

Realitätsverweigerung. Dennoch erfordern die Entwicklung der Ereignis-
se und die erwartete russische Offensive Lösungen. Der innere Druck im 

Westen steigt. 

 

Starke Worte 
 
Putin muss sich ändern, das war der Grundgedanke vieler Beiträge, die 

auf der Sicherheitskonferenz vorgetragen wurden. Baerbock meinte gar, 

dass diese Wendung 360 Grad betragen müsse. Mit dieser Forderung 
offenbart der Westen nur seine eigene Handlungsunfähigkeit und 

Schwäche. Eigene Lösungen kann er nicht anbieten, erwartet aber nach Gutsherrenart von Russland und auch von China ein 

Verhalten, das sich den Interessen des Westens unterordnet. 

 

Andererseits ist dieses Bild der 360-Grad-Wende nicht nur für Baerbocks Unbedarftheit bezeichnend, sondern auch sinnbildlich 

für die Erfolglosigkeit der westlichen Politik insgesamt. Denn eine Wendung um 360 Grad bedeutet nichts anderes, als dass 

man am Ende wieder dort steht, wo man auch anfangs gestanden hat: Nach gewaltigem Wirbel sieht man sich doch wieder 
den eigenen nicht durchsetzbaren Forderungen und den Selbsttäuschungen über die Lage und die eigenen Möglichkeiten ge-

genüber. 

 

Seit einem Jahr träumt der Westen von der Niederlage Russlands, obwohl doch immer offensichtlicher wird, dass dieses Ziel 

jeden Tag in immer weitere Ferne rückt. Trotzdem scheint das keine Auswirkungen zu haben auf das Bewusstsein der westli-

chen Führungskräfte. Man beharrt uneinsichtig und unbeirrt auf dem Standpunkt, dass die Ukraine siegen und Russland verlie-

ren muss. 
 

So betonte Macron: „Der russische Angriff muss scheitern“[1] und Scholz war sich sicher: „Putins Revisionismus wird nicht sie-

gen.“[2] Verhandlungen soll es nur geben, wenn Russland alle besetzten Gebiete räumt. Das ist ebenso weltfremd wie die Be-

hauptung, dass Waffenlieferungen Leben retten. Eine Sichtweise jedoch ist neu hinzugekommen: Olaf Scholz behauptet, dass 

mehr Waffen den Krieg nicht verlängern sondern verkürzen. 

 

In Fehleinschätzung der wirklichen Kräfteverhältnisse hält man weiterhin auch an der Vorstellung fest, in Russland einen Re-

gime-Change auslösen zu können. So fordert Christoph Heusgen als Veranstalter der Sicherheitskonferenz eine Deputinisierung 
Russlands, vergleichbar der Entnazifizierung Deutschlands nach dem zweiten Weltkrieg. Einen Neuanfang in den Beziehungen 

zu Russland könne es „nur mit einer anderen Regierung in Moskau“[3] geben. 

 

Alles starke Worte, die Zuversicht und Siegesgewissheit verströmen sollen, aber es fehlt ihnen eines: Der Blick für die wirkli-

chen Verhältnisse. Das war aus den Berichten der Hoheitsmedien zu entnehmen. Was hinter den Kulissen besprochen wurde, 

wissen nur die Teilnehmer. 

 
Nach den Medienberichten waren Verhandlungen und Diplomatie kaum ein Thema der Konferenz, was angesichts der Entwick-

lung des Kriegsgeschehens nicht nachvollziehbar ist. Es dominierte die Realitätsverweigerung. So fand denn auch die kurz zuvor 

ins Leben gerufene Friedensinitiative von Alice Schwarzer und Sahra Wagenknecht kaum Beachtung, eher Unverständnis und 

Ablehnung. Wozu auch, hätte sie doch nur den Essig der Wirklichkeit in den Wein der Selbstvergewisserung geschüttet. Und 

die wollte man sich nicht kaputtmachen lassen. 

 

Ähnlich ging es auch der von China angekündigten Friedensinitiative. Denn trotz aller erfolgreicher Realitätsverweigerung sic-
kerte damit die unliebsame Ahnung in das Hochgefühl der markigen Worte, dass die Ukraine und der Westen im Begriffe sind, 

diesen Krieg zu verlieren. Chinas Ankündigung stieß auf Misstrauen und nur kaum verhohlene Ablehnung, so wie mittlerweile 

alles verpönt zu sein scheint, was eine Lösung sucht in der Verständigung mit Russland. 

 

Fortsetzung auf S. 6 
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Fortsetzung von S. 5 

Bittere Realitäten 
 
Stattdessen übt sich Scholz in Optimismus: „Moskau habe an einen schnellen Sieg geglaubt; dieser Plan sei vereitelt wor-

den.“[3] Aber kennt er wirklich Moskaus Pläne oder will er Putins Erklärungen nicht wahrhaben? Russland hat wiederholt be-
tont, dass es sich auf einen länger dauernden Konflikt einstelle und sich nicht unter Zeitdruck sehe. Das sieht für den Westen 

schon ganz anders aus. 

 

In den USA mehren sich die Stimmen, die angesichts der Kosten und der Krisen im eigenen Land ein Ende der amerikanischen 

Unterstützung für Kiew fordern. Der Druck scheint zu steigen. So bekennt Adam Smith, Obmann der Demokraten im Verteidi-

gungsausschuss des amerikanischen Repräsentantenhauses, bei der Sicherheitskonferenz gegenüber der FAZ: „Wie lange die 

amerikanische Öffentlichkeit noch hinter der Ukraine stehe, sei schwer einzuschätzen.“[4] Wessen Worte mehr Gewicht ha-
ben, die der Verhandlungsbereiten oder die der Falken, ist im Moment nicht absehbar. 

 

Auch in Europa nimmt der Unmut in der Bevölkerung zu. In einigen Ländern kommt es aufgrund der gestiegenen Preise zu Pro-

testen und Streiks für Lohnerhöhungen, die den Preissteigerungen angemessen sind. Auch die Geschlossenheit der westlichen 

Staatsführungen muss stets hart erkämpft werden. Besonders Ungarn kritisiert immer offener und massiver die Erfolglosigkeit 

der antirussischen Sanktionen und deren Schaden für die eigene und die europäische Wirtschaft. Mittlerweile gestehen das 

sogar Zeitungen wie die FAZ ein. 
 

Zudem scheint es mit der groß angekündigten Panzerallianz nicht so recht voranzugehen, was angesichts der von allen befürch-

teten russischen Offensive umso unverständlicher ist. So muss Olaf Scholz, den man für seine Zögerlichkeit gescholten hatte, 

nun Klinken putzen gehen „viele darum zu bitten, dass sie aktiv unterstützen. Sicher ist bis jetzt aber nur, dass Deutschland und 

Polen jeweils 14 Leopard-2-Panzer liefern. Spanien, Portugal und Kanada, …, haben noch keine nationale Entscheidung getrof-

fen.“[5] 

 
Auch dem schneidigeren „Verteidigungsminister Boris Pistorius (SPD) ist es bei der Münchner Sicherheitskonferenz am Wo-

chenende nicht gelungen, von europäischen Verbündeten weitere Zusagen für die Lieferung von Leopard-Panzern an die Ukrai-

ne zu bekommen.“[6] Bei den bisher zugesagten handelt es sich weitgehend um veraltete Leopard 2A4, von denen viele noch 

in Stand gesetzt werden müssen. Damit verschieben sich die Zeiträume für die Bereitstellung immer weiter nach hinten. Vor 

der vermuteten russischen Offensive werden wohl kaum nennenswerte Stückzahlen an der Front auftauchen. 

 

Auf der anderen Seite fordern die Einschläge der russischen Artillerie immer höhere Verluste in den ukrainischen Reihen. Lang-

sam aber unaufhaltsam erobern die russischen Soldaten weitere Teile des Donbass und zertrümmern die stark befestigen Ab-
wehrstellungen der ukrainischen Frontlinie. Es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis Artjomowsk (Bachmut) aufgegeben werden 

muss oder Tausende ukrainischer Soldaten eingekesselt sind. 

 

Schwanengesang? 
 
Es hat den Anschein, dass in den westlichen Staaten die Einsatzbereitschaft für die Ukraine schwindet. Die Hilfsbereitschaft 

scheint nachzulassen. Auf ukrainische Forderungen nach weiter reichenden Waffen wie Kampfflugzeuge und Raketen ist die 
Reaktion des Westens sehr zurückhaltend. Anders als bei den Panzern drängt sich kaum jemand mit Selbstverpflichtungen in 

den Vordergrund. Auch Bidens Spendierhosen scheinen inzwischen nicht mehr so tiefe Taschen zu haben. 

 

Hat Amerika bis vor kurzem nur so mit den Milliardenbeträge um sich geworfen, so bewegte sich Bidens Finanzierungszusage 

bei seinem Besuch in Kiew nur noch im Millionenbereich. Zeigen sich da bereits erste Absetzbewegungen? Will man nicht mehr 

auf ein Pferd setzen, von dem man nicht weiß, ob es überhaupt noch den Weg ins Ziel schafft? Angesichts der Entwicklung im 

Donbass wäre das nicht verwunderlich, zumal die westlichen Regierungsvertreter den Ernst der Lage sicherlich besser kennen, 
als man der Öffentlichkeit mitteilt. 

 

Das könnte auch die unverständliche Zurückhaltung in der Panzerfrage erklären. Anscheinend will keiner mehr Material zur 

Verfügung stellen, das man vielleicht selbst noch braucht. Wenn man überhaupt in größerem Umfang Panzer abzugeben bereit 

ist, dann handelt es sich hauptsächlich um den veralteten Leopard 1, von denen die meisten schon seit Jahren eingemottet 

sind und auf die Schrottpresse warteten. 

 
Andererseits: Wer aber will schon Millionen für die Instandsetzung von Panzern ausgeben, die auf dem ukrainischen Schlacht-

feld aufgrund ihrer Rückständigkeit allerhöchstens den russischen Panzern als Ziel für Schießübungen dienen können? Eine 

Wende im Kriegsgeschehen dürften sie mit Sicherheit nicht bringen. 

 

Fortsetzung auf S. 7 
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Fortsetzung von S. 6 

Zunehmend stellt sich auch die Frage, wie lange die Ukraine überhaupt noch Soldaten hat, die zu kämpfen bereit und in der 

Lage sind? Der Blutzoll ist gewaltig. Auf der Sicherheitskonferenz wurde erwähnt, dass die Munition für die ukrainischen Trup-

pen knapp wird. Westliche Vertreter mahnten schon, sparsamer damit umzugehen, weil man nicht genug produzieren und 

nachliefern kann.[7] Doch wie sollen Soldaten ohne Munition kämpfen? Dass die Russen an einem Tag so viel verschießen, wie 

die westliche Industrie in einem Monat herstellt, macht die Kräfteverhältnisse im Donbass deutlich. 

 

Das bedeutet aber auch, dass der westliche Druck auf Kiew steigt. Besonders die Amerikaner wollen wohl allmählich ein Ende 

sehen. So antwortet der Demokrat Adam Smith auf die Frage, wie eine Lösung für die Ukraine aussehen könne: Wir müssen 

„mit der Ukraine darüber reden, was eine akzeptable Friedensordnung sein könnte.“[8] 

 

Damit Putin an den Verhandlungstisch zurückkomme, ist nach Smith’s Ansicht eine Voraussetzung unabdingbar: „ukrainische 

Erfolge auf dem Schlachtfeld.“[9] Für ihn scheint aber auch klar zu sein, dass die Ukraine Gebietsverluste hinnehmen muss. 

Zumindest „die Rückeroberung der 2014 von Russland annektierten ukrainischen Halbinsel Krim halte er für extrem schwie-

rig.“[10] Die Zeit scheint gegen die Ukraine zu laufen. 

 

Alle wollen Frieden 

 

Was also wäre mehr angebracht, als Friedensinitiativen in Gang zu setzen? Die chinesische scheint jedoch schon jetzt am Wi-

derstand des Westens zu scheitern. Die deutsche Außenministerin will natürlich auch Frieden. Aber „wenn darin etwa die For-

derung nach einem Ende von Waffenlieferungen enthalten sei, werde dies für die westlichen Unterstützer der Ukraine nicht 

akzeptabel sein.“[11] 

 

Andererseits regt sich inzwischen neuer Widerstand in der deutschen Bevölkerung. Sahra Wagenknecht und Alice Schwarzer 

haben ein „Manifest für Frieden“ zur Einstellung der Waffenlieferungen an die Ukraine veröffentlicht. Es kann als Fortsetzung 

der Initiative von Alice Schwarzer angesehen werden, die bisher 500.000 Unterzeichner gefunden hatte. 

 

Der Aufruf von Schwarzer und Wagenknecht erreichte innerhalb weniger Tage bereits über 600.000 Unterschriften. Das zeigt 

den wachsenden Druck in Teilen der deutschen Bevölkerung. Dennoch ist fraglich, ob dieser Aufruf den nötigen Widerhall in 

der Gesellschaft finden wird. Wichtige Zielgruppen in der Bevölkerung dürften sich von ihm nicht angesprochen fühlen. Denn 

diese Initiative argumentiert in erster Linie emotional. 

 

Das Denken der Initiatorinnen ist von dem der Grünen nicht so verschieden, wenn sie auch andere Forderungen stellen. Sie 

benutzen dieselben Bilder und Sichtweisen, nur dass sie darin Argumente sehen für den Stopp der Waffenlieferungen. Die Grü-

nen, die Gegner Russlands und Unterstützer der Ukraine dagegen stützen darauf ihre Forderungen nach mehr Waffen. Beide 

Sichtweisen sind werteorientiert. Sie stellen nicht die Interessen des überwiegenden Teils der Bevölkerung in den Vordergrund, 

sondern Werte. 

 

Natürlich ist der Frieden im Interesse aller Menschen, denn ohne Frieden ist alles nichts, wie Willi Brandt einmal sagte. Aber 

der Friede fällt nicht vom Himmel sondern muss von den Friedfertigen durchgesetzt werden. Das ist der große und entschei-

dende Fortschritt der neuen Initiative gegenüber der ersten von Alice Schwarzer und ihrer Zeitschrift Emma. Sie versucht, die 

Menschen zu mobilisieren. Sie will handeln, hinausgehen über das Sammeln von Unterschriften. Das ist entscheidend. 

 

Um aber den Kreis der Handlungsbereiten zu erweitern, muss die Wertorientierung überwunden werden. Werteorientierung 

spaltet, was gerade in der Friedensfrage deutlich wird. Die Unterstützer von Verhandlungen berufen sich auf dieselben Werte 

wie die Unterstützer der Waffenlieferungen. Rechthaberische Wertediskussionen sind etwas für die intellektuellen Milieus. Die 

überwiegende Mehrheit der Bevölkerung aber ist eher praktisch orientiert ist. Für diese Menschen müssen Diskussionen zu 

umsetzbaren Ergebnissen führen, die Handeln ermöglichen. 

 

Fortsetzung auf S. 8 
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Fortsetzung von S. 7 

Den meisten Menschen ist der Krieg weitgehend egal, solange er sich nicht zum Weltkrieg ausweitet und die Kampfhandlungen 

nicht auf Deutschland übergreifen. Trotzdem sind das die gesellschaftlichen Gruppen, die erreicht werden müssen, um Druck 

aufzubauen. Denn das Potential des intellektuellen Milieus ist zahlenmäßig begrenzt, aber auch in seiner Durchsetzungskraft. 

 

Die praktisch orientierten Menschen erreicht man nicht mit allgemeinen Forderungen nach Frieden, aber mit der Forderung: 

„Keinen Euro für den Krieg.“ Sie erlebten jeden Tag, dass das Geld, das in den Krieg gesteckt wird, zur Linderung der Not und 

der Probleme im eigenen Land fehlt. Sie erleben die steigenden Preise für Energie und Lebensmittel hautnah. Die Zahl der Hil-

febedürftigen bei den Tafeln nimmt aufgrund der steigenden Preise ständig zu, und die Tafeln erhalten immer weniger Spen-

den. 

 

Deshalb muss gefordert werden, dass das Geld für Waffen den Ärmsten unserer Gesellschaft zukommen muss. Die Tafeln müs-

sen Geld erhalten, nicht die Waffenlieferanten. Die Gesundheitsversorgung muss verbessert werden. Überall mangelt es an 

Personal und viele Kliniken stehen vor der Pleite. Zudem kommen immer mehr Flüchtlinge, die auch medizinisch versorgt wer-

den müssen. 

 

Statt das Geld in den Krieg zu stecken, müssen Wohnungen gebaut werden. War die Wohnungsnot schon vor dem Krieg ein 

großes Problem, so haben die steigenden Flüchtlingszahlen die Lage noch verschärft. Hinzu kommt, dass immer weniger öf-

fentliche Wohnungen errichtet werden. Aufgrund der hohen Zinsen hat sich inzwischen die Zahl neuer Bauvorhaben halbiert. 

Das Geld für die Waffen muss in die öffentliche Förderung des Wohnungsbaus fließen. Ähnlich ist die Situation an den Schulen. 

Überall fehlt das Geld. Aber für den Krieg ist es im Handumdrehen da. 

 

In diese Wunden müssen die Finger gelegt werden. Das sind die Themen, die die Mehrheit der Menschen bewegt und ihnen 

Sorgen bereitet. Es ist egal, aus welchem Grund der Krieg endet, ob aus Mangel an Waffen oder aus Mangel an ihrer Finanzie-

rung. Entscheidend ist, dass er endet. Das gelingt aber nur, wenn man den Menschen Forderungen anbietet, in denen sie Lö-

sungen für ihre Lebenslage erkennen. 

 

Die Initiative von Wagenknecht und Schwarzer muss trotz ihrer 

Unschärfen auf jeden Fall unterstützt werden, denn sie ruft zum 

Handeln auf. Aber die Initiatorinnen müssen sich auch überlegen, 

was sie den Leuten sagen wollen, die zum Brandenburger Tor kom-

men. Wie soll es danach weitergehen? Welche Vorschläge können 

sie machen, um dem Protest mehr Schlagkraft zu verleihen? 

 

1) Frankfurter Allgemeine Zeitung 18.2.2023: Selbstvergewisserung 

des Westens 

2) ebenda 

3) ebenda 

4) FAZ 20.2.2023: Wie sieht die Lösung aus? 

5) FAZ 11.2.2023: Irritationen über Leopard-2-Lieferungen 

6) FAZ 20.2.2023: Keine Fortschritte bei Panzerlieferungen 

7) siehe dazu FAZ 20.2.2023: Keine Fortschritte bei Panzerlieferun-

gen 

8) FAZ 20.2.2023: Wie sieht die Lösung aus? 

9) Ebenda 

10) Ebenda 

11) FAZ 20.2.2023: Keine Fortschritte bei Panzerlieferungen 

 

Rüdiger Rauls ist Buchautor und betreibt den Blog: 

Politische Analyse 
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Frieden für die Ukraine: Ein Friedensappell aus der Mitte der Gesellschaft 
Frieden schaffen: Waffenstillstand, Verhandlungen und gemeinsame Sicherheit. Das fordert eine Friedensinitiative für Europa, 

für die Ukraine. 

 

Reiner Braun und andere 

 

Mehr als ein Jahr dauert bereits der russische Angriffskrieg auf die Ukraine. Jeder weitere Tag Krieg bedeutet für die betroffe-

nen Menschen mehr Leid und Zerstörung, mehr Verwundete und Tote. Mit jedem Tag wächst die Gefahr der Ausweitung der 

Kampfhandlungen. Der Schatten eines Atomkriegs liegt über Europa. Aber die Welt darf nicht in einen neuen großen Krieg hin-
einschlittern. Die Welt braucht Frieden. Das Wichtigste ist, alles für einen schnellen Waffenstillstand zu tun, den russischen An-

griffskrieg zu stoppen und den Weg zu Verhandlungen zu finden. 

 

Aus dem Krieg ist ein blutiger Stellungskrieg geworden, bei dem es nur Verlierer gibt. Ein großer Teil unserer Bürger und Bürge-

rinnen will nicht, dass es zu einer Gewaltspirale ohne Ende kommt. Statt der Dominanz des Militärs brauchen wir die Sprache 

der Diplomatie und des Friedens. 

Die Friedens- und Entspannungspolitik, der wir die deutsche Einheit und die Überwindung der europäischen Spaltung verdan-
ken, ist nicht überholt. Wir haben uns in der Vergangenheit für ihre Ziele eingesetzt und tun das auch heute. Um es mit Willy 

Brandt zu sagen: „Es gilt sich gegen den Strom zu stellen, wenn dieser wieder einmal ein falsches Bett zu graben versucht.“ 

Die Vereinten Nationen haben mit dem Konzept der gemeinsamen Sicherheit den Weg in eine friedliche Welt aufgezeigt. Es hat 

seine Wurzeln in 

der deutschen Frie-

dens- und Entspan-

nungspolitik. In 
diesem Geist kam 

es zur Schlussakte 

von Helsinki und zur 

Charta von Paris für 

ein neues Europa. 

Daran knüpfen wir 

an. Frieden kann 
nur auf der Grund-

lage des Völker-

rechts und auch nur 

mit Russland ge-

schaffen werden. 

Unsere Welt ist auf 

Gegenseitigkeit 

angewiesen, nur so 
sind die großen 

Herausforderungen 

unserer Zeit zu be-

wältigen. Entschei-

dend ist es, die Es-

kalation des Krieges 

zu stoppen. Wir ermutigen den Bundeskanzler, zusammen mit Frankreich insbesondere Brasilien, China, Indien und Indonesien 
für eine Vermittlung zu gewinnen, um schnell einen Waffenstillstand zu erreichen. Das wäre ein notwendiger Schritt, um das 

Töten zu beenden und Friedensmöglichkeiten auszuloten. Nur dann kann der Weg zu einer gemeinsamen Sicherheitsordnung in 

Europa geebnet werden. 

 

Initiatoren und Verantwortliche: 
Prof. Dr. Peter Brandt, Historiker; Reiner Braun, Internationales Friedensbüro; Reiner Hoffmann, ehem. DGB-Vorsitzender; Mi-
chael Müller, Bundesvorsitzender der Naturfreunde, Parl. Staatssekretär a. D. 
 

01.04.2023 

 

Die Unterzeichner dieser Friedensinitiative sind im Internet abrufbar: 

https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/frieden-fuer-die-ukraine-ein-friedensappell-aus-der-mitte-der-gesellschaft-

li.332707 

 

Bild: Polizisten in Charkiw betrachten Fragmente eingeschlagener russischer Raketen. Libkos/AP 
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Der Allgemeinen  Deutschen Zeitung (ADZ) vom 

28. Dezember 2022, S. 1 entnehmen wir: 

„MAE kritisiert Minderheitengesetz in Ukrai-

ne Konsultation Venedig-Kommission gefor-

dert 

 

Bukarest (ADZ) - Das rumänische Außenmini-

sterium (MAE) schickt Kiew eine „extrem kriti-

sche Analyse“ des neuen Minderheitengeset-

zes und moniert die fehlende Konsultation mit 

der Venedig-Kommission und der rumänischen 

Minderheit in der Ukraine, wie zugesagt von 

Präsident Wolodymyr Selenskyj. Die Stellung-

nahme ging von Außenminister Bogdan Aures-

cu an seinen Amtskollegen Dmitro Kuleba und 

enthält eine Liste der Vorsehungen mit mögli-

chen „negativen Auswirkungen in Bezug auf 

europäische Standards“ 

 

Das Schreiben verweist auf das Aviz vom 17. 

Juni zum Antrag der Ukraine auf EU-Beitritt, in dem die EU-Kommission als einen der nötigen Schritte die Reform des Rechts-

rahmens für Minderheiten im Einklang mit den Empfehlungen der Venedig-Kommission verlangt, sowie die umgehende Schaf-

fung von Mechanismen zur effizienten Umsetzung. Das MAE fordert von ukrainischer Seite eine nachträgliche Konsultation der 

Venedig-Kommission und die volle Umsetzung aller Empfehlungen, zumal das Gesetz ohnehin erst in sechs Monaten in Kraft 

treten soll. Die Kritikpunkte betreffen u. a. Unklarheiten zur Anwendung der Muttersprache in Bildung und Verwaltung sowie 

die Finanzierung von Übersetzungen.“ 

 

 

Ungarischer Außenminister: Ukraine verletzte jahrelang Minderheitenrechte der Ungarn 
Genfer UN-Menschenrechtsrat soll informiert werden 
 
Der Außenminister beabsichtigt, diesbezüglich im UN-Menschenrechtsrat in Genf darüber sprechen werde – wie Péter Szijjártó 

auf seiner Social-Media-Seite schrieb: Dafür wolle er extra zu einer Sitzung des UN-Menschenrechtsrats nach Genf anreisen. 

 

Außerdem meinte er: 

„Eines der grundlegendsten Menschenrechte besteht darin, in Frieden leben zu können, ein Recht, das den Menschen in der 

Ukraine ernsthaft verletzt wird. Damit dieses Recht wieder geltend gemacht werden kann, muss der Frieden so schnell wie 
möglich erreicht werden.“ 

 

Ungarns Außenminister ermahnte ebenfalls, dass auch die Rechte der nationalen Minderheiten zu den wichtigsten Menschen-

rechten gehören. Doch leider würden die Rechte der Ungarn in Transkarpatien seit Jahren vom ukrainischen Staat ständig ver-

letzt und weggenommen. 

 

Szijjártó erinnerte daran, dass der jüngster ukrainische Plan darin vorsieht, Eltern, die ihr Kind in einen Ukrainischkurs geben, 
etwa 1.000 Euro pro Jahr erhalten. – Eine besonders perfide Art von wirtschaftlicher Erpressung. Szijjártó dazu: „Das ist ein 

grober Schritt zur Eliminierung der ungarischen Minderheit.“ Weiters „inakzeptabel und unwürdig für ein Land, das Beitritts-

verhandlungen mit der EU führe.“ 

 

Der EU ist das freilich egal… 

 

Quelle „Unser Mitteleuropa“ vom 1. März 2023: 
https://unser-mitteleuropa.com/ungarischer-aussenminister-ukraine-verletzte-jahrelang-minderheitenrechte-der-ungarn/ 

Schwerpunktthema: Ukraine 

Bild oben: Die ADZ vom 6. Januar 2023 berichtet weiter: 
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Wolfgang Bittner  

Ausnahmezustand  

Geopolitische Einsichten und Analysen unter Berücksichtigung 

des Ukraine-Konflikts 

288 Seiten, Abbildungen, Klappenbroschur. 

€ 19,90 

Kurzbeschreibung von der Buchrückseite: 

Die Welt steht kopf. Wohin man blickt, Krisen, Konflikte, Kriege. 
Der Autor geht der Frage nach, ob es für diesen entsetzlichen Zu-
stand Verantwortliche gibt, und findet dazu deutliche Worte. Er hat 
zuvorderst die USA im Blick, die ihren Anspruch auf Weltherrschaft 
mit aller Macht zu erhalten suchen. Dazu nutzen sie die NATO und 
ihre subversiven Netzwerke. Während Japan im Pazifik als Front-
staat gegen China aufgerüstet wird, dient Deutschland im Westen als 
„Speerspitze“ gegen Russland. Die Bevölkerung wird nicht gefragt, 
vielmehr fehlinformiert und indoktriniert. Das trifft auch auf den 
Krieg in der Ukraine zu, dessen Vorgeschichte schlicht unterschla-
gen wird. 
 
Wolfgang Bittner gibt Auskunft über die geopolitische Situation und 
stellt dar, warum Deutschland nach wie vor unter Vormundschaft 
der USA steht und wie die eigene Souveränität zurückerlangt wer-
den könnte. 
 
Klappentext: 
 
Die Chancen, die sich aufgrund von Willy Brandts Entspannungspolitik für ein friedliches Miteinander in Europa 
und darüber hinaus ergaben, wurden verspielt. Besonnenheit, Anstand und diplomatisches Fingerspitzengefühl 
scheinen gänzlich abhandengekommen zu sein. Dagegen wurden die Möglichkeiten obrigkeitlicher Überwachung 
und Reglementierung radikal erweitert und verfestigt. In jüngerer Zeit erlebte die Bevölkerung während der von 
der WHO ausgerufenen Corona-Pandemie einschneidende Eingriffe in die Grund- und Freiheits-
rechte. So wurden die Friedensbemühungen früherer Generationen verraten und vergessen, viele 
der mühevoll erkämpften Rechte der arbeitenden Bevölkerung nach und nach abgebaut. 
 
Dass es den USA mit ihrer Aggressions- und Sanktionspolitik gelungen ist, Russland von Westeu-
ropa zu trennen, noch dazu unter Mitwirkung der europäischen NATO-Staaten, ist eine Jahrhun-
derttragödie. Bekanntlich hat der russische Präsident Wladimir Putin jahrzehntelang intensiv für 
eine Kooperation und einen einheitlichen Wirtschafts- und Kulturraum von Wladiwostok bis Lis-
sabon geworben, zum Beispiel 2001 in seiner denkwürdigen Rede im Deutschen Bundestag. Aber 
jede Annäherung wurde strikt unterbunden und Russland mehr und mehr von der NATO eingekreist. Die Folgen 
dieser verantwortungslosen Politik, die allein den Interessen der USA dient, trägt die Bevölkerung Europas dies-
seits und jenseits der neu geschaffenen Frontlinie. 
 
Über den Autor: 
 
Wolfgang Bittner lebt als Schriftsteller und Publizist in Göttingen. Der promovierte Jurist schreibt Bücher für 
Erwachsene, Jugendliche und Kinder. Er erhielt mehrere Preise und Auszeichnungen und ist Mitglied im PEN. 
Von 1996 bis 1998 gehörte er dem Rundfunkrat des WDR an, von 1997 bis 2002 dem Bundesvorstand des Ver-
bandes deutscher Schriftsteller. Ausgedehnte Reisen führten ihn nach Vorderasien, Mexiko, Kanada und Neusee-
land, Gastprofessuren 2004 und 2006 nach Polen. Wolfgang Bittner war freier Mitarbeiter bei Zeitungen, Zeit-
schriften, Hörfunk und Fernsehen und hat mehr als 70 Bücher veröffentlicht, unter anderem die Sachbücher „Der 
neue West-Ost-Konflikt – Inszenierung einer Krise“ und „Deutschland – verraten und verkauft“ sowie den Ro-
man „Die Heimat, der Krieg und der Goldene Westen“. 
 
https://zeitgeist-online.de/ausnahmezustand 

Literaturhinweis 
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Bertha von Suttner: Der Weg zur Friedensbewegung vor der Haager Friedenskonferenz 

 

Teil 4 

 

Speziell mit der deutschen Friedensbewegung ging Bertha von Suttner hart ins Gericht. „»Mit diesem scharfen schneidigen Ton 

dürfen Friedensfreunde nicht operieren. Von dieser Unfehlbarkeits- und Überlegenheits-Deutschigkeit bis zur ˃rücksichtslosen 

altpreußischen Offensive< aus der letzten Metzger Rede unseres Wilhelm ist ja nur ein Schritt«“ schrieb sie am 9. November 

1895 an den späteren Friedensnobelpreisträger Alfred Hermann Fried (Hamann, S. 126). 

 

In einem späteren Brief (2. Dezember 1896) an Fried meinte sie, es 

„sei traurig, »daß die meisten deutschen Friedensfreunde nicht wissen, um was es sich bei der Bewegung handelt, 

nämlich um Schaffung einer internationalen Justiz. Sie alle sind mehr oder minder parabellum-Leute«“ (Hamann, S. 

126f.). 

Völlig auf die Barrikaden ging Bertha, als Fried seine radikaleren Widersacher in der Friedensbewegung als 

»Meerschweinchen« attackierte. Fried müsse kompromissbereiter werden; er solle „einlenken und versprechen, »daß [er] 

künftig den strahlenden Schild der großen Sache vorhalten [werde], an welchem die gegnerischen Hiebe abprallen und jeden 

Gegenhieb unnütz machen« (Hamann, S. 127, Brief an Fried vom 22. November 1896). 

 

Zeitweise waren Frau von Suttner diese Grabenkämpfe in der Friedensbewegung so zuwider, daß sie schon erwog, ihr Engage-

ment aufzugeben. Fried konnte sie mit seinem dennoch unerschütterlichen Einsatz, trotz der nach wie vor schwierigen finanzi-

ellen Lage der Friedensbewegung, zum Weitermachen bewegen: „Immer wieder das gleiche Problem: »das Geld fehlt. Das infa-

me Geld« (Hamann, S. 127, Brief an Fried vom 21. Oktober 1894). 

 

Der in Österreich-Ungarn schwelende Nationalitätenkonflikt färbte auch auf die österreichische Friedensgesellschaft ab; Un-

garn, Böhmen und andere Nationalitäten blieben der Wiener Friedens-Zentrale fern. Es gelang ihr nicht, die Friedensidee in 

Böhmen, ihrer Heimat, zwischen den Deutschen und den Tschechen zu vertikulieren. Ab den 1880ern waren die deutsch-

tschechischen Beziehungen, insbesondere in ihrer Heimatstadt Prag, unüberbrückbar. In Ungarn hingegen wurde Suttner mit 

ihrem Engagement für Frieden langsam erfolgreich (Hamann, S. 129f.). 

 

Dementsprechend konnte 1896 in Budapest ein weiterer Friedenskongreß stattfinden. Auch wenn Bertha von Suttner, von 

Fried unterstützt, unermüdlich in puncto Frieden unterwegs war, erwies sich der Erfolg von 1891 als „ein Strohfeuer:“ Viele 

damalige prominente Unterstützer, „waren nicht mehr bereit, sich für die Sache tatkräftig einzusetzen. Die Mitgliedsbeiträge 

bleiben aus“ (Hamann, S. 131). 

 

Immer mehr wurde die Vereinsarbeit auch für Frau von Suttner zu einer Belastung, nicht nur angesichts ihrer finanziellen Situa-

tion, sondern auch ihres Arbeitspensums wegen; zudem kamen ihr Zweifel an der Effektivität des Friedensvereins: 

„Nach zehnjähriger Friedensarbeit meinte sie, dass die Friedensbewegung »aus dem Stadium der Vereinsmeierei he-

rauskommen muß, um eine Volksbewegung zu werden. Die Vereine waren nur der Anfang – wie einst bei der Frauen- 

und der Arbeiterbewegung. Jetzt steht der Feminismus und der Sozialismus schon als Macht da – nun ist die Reihe am 

Pazifismus«“ (Hamann, S. 132, Brief an Fried vom 28. Oktober 1902). 

 

Allerdings erwies sich die Politik unbeeindruckt von Suttners Aktivitäten: 1898 brach der amerikanisch-spanische Krieg um die 

Philippinen aus. Ihr nächster Artikel im Die Waffen nieder! erschien mit Trauerflor. Sie schrieb: 

Fortsetzung auf S. 14 
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Fortsetzung von S. 13 

 

„»Was unseren Kummer erschwert, ist dies: Amerika, die Wiege und der Hort der Friedensbewegung, . . . Amerika, das 

keinen Militarismus kennt – Amerika muß es sein, wo der Krieg entfesselt wurde.« [ . . . ] »Zu einem Weltkrieg kann da 

das Signal gegeben worden sein, denn wer vermag die Folgen vorauszusehen? Es brennt: die flammenden Balken flie-

gen und alle unsere Dächer sind mit Stroh – mit petroleumgetränktem Stroh gedeckt«“ (Hamann, S. 132, in: Die Waf-

fen nieder! Mai 1898). 

Dennoch verlor Bertha von Suttner nicht ihren Realitätssinn; es war ihr klar, daß „die Friedensbewegung nicht in der Lage war, 

den Krieg abzuschaffen.“ Sie sah den Ausweg nur in der „Konstituierung eines internationalen Rechtsgefüges“ (Hamann, S. 

157f.). Gegen das vielbemühte 

„Argument der »Nichteinmischung« in die Angelegenheiten fremder Staaten führte sie an: »Mein Gott, man hat ja 

auch im Privatleben eine gewisse Selbständigkeit im eigenen Hause und verbiete sich fremde Einmischung. Wenn aber 

aus einer Nebenwohnung  Hilferufe dringen, eilt man da nicht zur Rettung hinüber – oder läßt man ruhig die internen 

Angelegenheiten des tollen Nachbarn gewähren? Nein, man ruft die Gendarmen“ (Hamann, S. 158, Rekurs auf: Briefe 

an einen Toten, 3. Aufl., Dresden 1904, S. 25f.). 

Mit Gendarmen meinte sie, 

„ein verbündetes und bewaffnetes Schutzheer. Nicht zum Morden, . . . sondern nur zur Bändigung von Mördern, Räu-

bern und Tollen . . . Nein, weder Eroberungssucht noch Raubsucht darf die Intervention der künftigen Weltarmee be-

seelen, sondern einfach Hilfe muß sie bringen und Schutz“ (ebd.). 

Sehnsüchtig hielt sie Ausschau nach Zeichen aus der Politik. Im jungen Zaren Nikolaus II., seit 1894 an der Macht, setzte sie ihre 

Hoffnung und argumentierte, daß „in Russland »der Gedanke der internationalen Rechtsordnung schon weit vorgeschritten« 

sei.“ Bekannte Rechtsgelehrter der Moskauer Universität, auch dank dem Soziologen und Pazifisten Nowikow aus Odessa und 

vor allem dank der Friedensarbeit des russischen Staatsratsmitglieds, Eisenbahnindustriellen und Schriftstellers Johann von 

Bloch wäre gerade Rußland prädestiniert, hier die Vorreiterrolle der internationalen Friedensbewegung zu übernehmen 

(Hamann, S. 158f.). 

 

Diese Erwartungen wurden nicht 

enttäuscht, denn am 24 August 

1898 übergab der russische Au-

ßenminister den in Sankt Peters-

burg akkreditierten ausländischen 

Mächten das Zarenmanifest, mit 

dem die vorliegenden Betrachtun-

gen zu Bertha von Suttner einge-

leitet wurden (Kurier, November 

2022, S. 8). 

 

Bild rechts: Buchillustration 

(Hamann, S. 133). 

 

Literatur 

Brigitte Hamann: Bertha von Sutt-

ner: Kämpferin für Frieden, Bild-

auswahl und Redaktion von Brigit-

te Hamann, Wien 2013. 

 

Fortsetzung folgt 
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Im Verlauf des Polnischen Thronfolgekrieges: Erstmals russische Truppen am Rhein. 

Teil 4 

 

Die Handelsverbindungen zwischen dem Deutschen Reich und dem Reich der Moskowiter, wie das russische Reich zunächst 

genannt wurde, sowie die dynastischen Beziehungen zwischen deutschen und russischen Fürstenhäusern gehen Jahrhunderte 

zurück. 

 

Im Zuge des Polnischen Thronfolgekrieges (auch: Polnischer Erbfolgekrieg genannt) trafen erstmals russische Streitkräfte für 

längere Zeit auf deutschem Boden ein: Ende August 1735 marschierte ein russisches Hilfskorps bis an den Rhein vor. Nach dem 

Tod des polnischen Königs, August II. des Starken, hatte Frankreich aggressiv in die Wahlen des polnischen Königs eingegriffen 

und unterstützte die Erhebung von Stanislaus Leszczynskis zum König. Der deutsche Kaiser, Karl IV., fühlte sich hierdurch genö-

tigt, militärisch einzuschreiten; dabei wurde er tatkräftig von Rußland unterstützt. 

 

Die Wirren um das Wahlkönigreich Polen gehen nicht Jahrzehnte, sondern Jahrhunderte zurück. Der 2. Nordische Krieg (1700 – 

1721) fokussierte die territoriale und politische Gemengelage um Polen herum: Schweden, Dänemark, Österreich, Rußland, 

und seit dem Dreißigjährigen Krieg auch Frankreich, gestärkt durch den Sieg über das Deutsche Reich und Garantiemacht des 

Westfälischen Friedens, nicht zu vergessen das Osmanische Reich, versuchten ihren Einfluß in Polen auszubauen: Als Hebel 

benutzten alle diese Mächte die polnischen Königswahlen. 

 

Der Nordische Krieg etablierte Rußland als Groß-

macht auf dem europäischen Kontinent: Seither 

ist es, mit seiner riesigen Landmasse aus dem 

europäischen Mächtekonzert nicht mehr wegzu-
denken. Mit recht archaischen Mitteln war es 

Peter dem Großen gelungen, Rußland den An-

schluß an Innereuropa zu erreichen. Im Frieden 

von Nystad (10. September 1721) trat Schweden 

Livland, Estland, Ingermanien (auch: Ingerman-

land) und Karelien dem Zarenreich ab. 

 
Karte: Kupferstich von J. Stridbeck, um 1700, 16,5 

x 29,5 cm. Karte der Ostsee 

 

Leszczynski war bereits im Verlauf des 2. Nordi-

schen Krieges mit schwedischer Unterstützung auf den polnischen Thron gewählt worden. Hätte sich der schwedische König, 

Karl XII., ein begnadeter Feldherr aber beeinflussbarer Politiker nach der Erhebung Leszczynskis nicht von dem Kosakenhetman 

Jan Mazeppa (ca. 1632 – 1709) zu einem Rußlandfeldzug 1708 von der heutigen Ukraine aus überreden lassen, wäre ihm die 

Niederlage bei Poltawa und die Kapitulation von Perewolotschina erspart geblieben. Es war dies die erste Rußlandskatastrophe 

der Neuzeit: Wintereinbruch, Seuchen und die russische Zermürbungstaktik führten zu dieser Niederlage. 

 

Karl XII. entkam über die Moldau und Siebenbürgen in die Türkei, konnte sogar den Sultan bewegen, gegen Rußland vorzuge-

hen: Am Pruth wurde das russische Heer umzingelt. Nur mit Bestechung und der Abtretung von Asow konnte Peter der Große 

eine größere Katastrophe verhindern (Friede von Huşi 1711). 

 

Kaiser VI., der Vater der berühmten Maria Theresia, wies wegen den Querelen um die jüllich-bergische Erbfolge, einer Hypo-

thek aus dem Dreißigjährigen Krieg, das Angebot des preußischen Königs, Friedrich Wilhelm I., mit 50 000 Soldaten am Rhein 

gegen die Franzosen aufzumarschieren, zurück. Dagegen wurde einem russischen Hilfskontingent im Sommer 1735 der Durch-

marsch durch das Reichsgebiet genehmigt: Unter General Graf Peter von Lacy, einem Iren, trafen die ersten Regimenter im 

August in Heidelberg ein: 

 

Fortsetzung auf S. 15 
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Fortsetzung von S. 14 

„Das russische Hilfskorps war zwar nicht mehr zum Einsatz gekommen, aber sein Erscheinen am Rhein hatte den Ab-

schluß der Verhandlungen zwischen Frankreich und dem Kaiser doch beschleunigt. Bald aber präsentierten die Zarin 

Anna und ihre deutschen Günstlinge und Berater Biron, Ostermann und Münnich der Hofburg die Gegenrechnung: das 

Verlangen nach österreichischer Waffenhilfe in dem soeben ausgebrochenen Kampf zwischen Rußland und der Pfor-

te“ (Wandruszka, S. 412f.). 

Durch dieses direkte russische Ausholen auf den Balkan kam das Zarenreich auch hier als ernstzunehmende Macht ins Spiel. In 

den Jahren 1737 bis 1739 kam es zum österreichisch-russischen Türkenkrieg (in der historischen Zählung auch der 4. Russischer 

oder auch der 7. Österreichische Türkenkrieg genannt), der für Österreich recht unglücklich ausging, denn dieses mußte im 

Frieden von Belgrad auf Serbien mit der Festung Belgrad und die Kleine Walachei verzichten. Rußland, von französischen Diplo-

maten vertreten, mußte auf die neuen Eroberungen verzichten, konnte aber Asow, dessen Festungswerke allerdings geschleift 

werden mußten, und das heute wieder in die Schlagzeilen geratene Saporischschja gewinnen. 

 

Bereits am 11. November 1735 wurde ein Waffenstillstand vereinbart. Im Wiener Präliminarfrieden wurde der sächsische Kur-

fürst, August III. als polnischer König bestätigt; Stanislaus Leszczynski, später Schwiegervater des französischen Königs Ludwig 

XV. wurde mit den Herzogtümern Bar und Lothringen, die nach seinem Tod an Frankreich fallen sollten, belehnt. Der Herzog 

Karl von Lothringen, der spätere Ehemann Maria Theresias, mußte auf dieses Land verzichten und wurde mit dem Großherzog-

tum Toskana damit entschädigt. 

 

Der Wiener Frieden, am 18. November 1738 verkündet, ist ein Beispiel wie ein verzahnter Konflikt durch Ausgleich, seinerzeit 

sprach man auch vom Erhalt eines europäischen Gleichgewichts, zu lösen war. Auch wenn dieser Friede den Krieg aus Europa 

nicht verbannte, ist er ein Beispiel für Kompromissbereitschaft aller Beteiligten. 

 

Der Polnische Erbfolgekrieg und der 4. österreichisch-russische Türkenkrieg brachte die Etablierung einer neue Macht in Euro-

pa: 

„Dafür werden durch den Aufstieg 

Rußlands, das immer stärker nach 

Westen und nach dem Balkan vor-

drängt, zwei neue Probleme akut: 

die polnische und die türkische Fra-

ge“ (Rohden, S. 25). 

Hiermit intensivierten sich aber auch die 

deutsch-russischen Reibungsflächen. 

 

Bild rechts: https://commons.wikimedia.org/

wiki/File:Russian_grenadier_in_1732.PNG 
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Geschichte kontrovers 

Die Reichsgründung 1871:  

Österreich und Preußen nach dem deutsch-dänischen Krieg  

Teil 16 

 

Zu Beginn des Jahres 1865 kam es  bezüglich der Verwaltung der von Dänemark eroberten Elbherzogtümer zwischen den deutschen 

Großmächten Österreich und Preußen zusehends zu politischen Spannungen. Um diese abzubauen, wurde am 14. August 1865 die 

Konvention von Gastein geschlossen. 

 

Diese Abmachung führte zur Trennung der Administration der Herzogtümer: Österreich sollte fortan Holstein und Preußen Schleswig 

verwalten. Dabei wurden die berechtigten dynastischen Ansprüche des Hauses Augustenburg auf die Herzogtümer wissentlich über-

gangen; im Gegenteil: In Schleswig wurde die augustenburgische Bewegung von Preußen unterdrückt, in Holstein war diese Situation 

nicht ganz so verschärft (Weber: Frieden, S. 77). 

 

Der Historiker Golo Mann beurteilt die Lage nach dem deutsch-dänischen Krieg: 

„Das Ergebnis des Dänenkrieges, die »gemeinsame Verwaltung« Schleswig-Holsteins durch Österreich und Preußen, barg das 

chemische Element in sich, das die zwischen beiden deutschen Hauptstaaten liegende alte Konfliktmasse wieder in Bewe-

gung brachte. Hier ging es um die Vorherrschaft in Deutschland, die unvermeidlich gewordene Neugestaltung des deutschen 

Gemeinwesens im preußischen oder österreichischen Sinn“ (Mann, S. 561). 

Inwieweit Bismarck so vom Ende der Reichsgründung 1871 her gedacht und agiert hat, ist in der Geschichte des 19. Jahrhunderts 

stark umstritten: Als Realpolitiker ergriff der preußische Kanzler jede sich ihm bietende politische Option einer Lösung der schwelen-

den deutschen Frage. Dahingegen besaß die österreichische Seite 

„kein tragfähiges deutsches Programm und konnte keines haben, wie sehr man sich auch mühte, eines zu finden. Das Le-

bensprinzip des Habsburger-Reiches stimmte mit dem des Nationalstaates nicht zusammen, in Deutschland so wenig wie in 

den Ländern slawischer Zunge. Die preußische Lösung war einfach. »Ich zweifle nicht daran«, schrieb ein bayerischer Politiker 

schon 1862, »daß Bismarck die Auflösung des Deutschen Bundes, die Trennung Deutschlands von Österreich und die Unter-

werfung der deutschen Staaten unter Preußen erstrebt«“ (ebd.). 

Der „an sich mittelmäßigen Streit“ zwischen Österreich und Preußen verschärfte sich dadurch, „daß er auf der größeren, den Streit 

um die Vorherrschaft in Deutschland, bezogen wurde. Die europäische Diplomatie verfolgte die Entwicklung der deutschen Frage mit 
wachsendem Interesse“ (ebd.). 
 

Andererseits war Italien noch nicht befriedet, Rußland hatte den Januaraufstand der Polen 1863 und die österreichischen Animositä-
ten zu verkraften und England war noch mit den weltpolitischen Verwerfungen, die dem amerikanischen Bürgerkrieg folgten, be-
schäftigt. Und Frankreichs Kaiser, Napoleon III., verfolgte eine Politik, die auf eine Konfrontation der beiden deutschen Mächte hi-

nauslief: Unter anderem vermittelte er im April 1866 ein Bündnis Preußens mit Italien. 
 
Österreich handelte gegen die Konvention von Gastein, indem es das Problem Schleswig-Holstein vor den Deutschen Bund brachte, 

konnte hier auch die Mehrheit der deutschen Klein- und Mittelstaaten auf seine Seite ziehen: Der Bund beschloß die Mobilisierung 
der Bundestruppen. Diese österreichische Steilvorlage nutzte der Realpolitiker Bismarck voll aus: Preußen sah die Konvention von 
Gastein als verletzt an, erklärte den Deutschen Bund als aufgelöst und marschierte ohne Kriegserklärung in Böhmen ein. In der 
Schlacht von Königgrätz (Sadova) wurde – hier im Zeitraffer geschildert – innerhalb von nur sieben Wochen die Vorherrschaft Preu-

ßens in Deutschland entschieden. 
 
Dem Vorfrieden von Nikolsburg zwischen Preußen und Österreich folgte der Frieden von Prag. Das Kalkül Napoleons III. einer Schwä-

chung Deutschlands ging nicht auf, eine französische Vermittlung wurde obsolet.  
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Reiseziel: Györ am Zusammenfluß von Raab und Donau 

 

Die alte Gespanschaftshauptstadt Györ, zu Deutsch: Raab, ist heute eine wichti-

ge Industriestadt unweit der österreichischen Grenze. Aber auch sonst ist Raab, 

an der Mündung des in der Nähe von Graz entspringenden gleichnamigen Flus-

ses gelegen, einiges zu bieten. 

 

Sehenswürdigkeiten: Die Kathedrale mit einer reichen Schatzkammer, dem Bi-

schofspalast und vielen weitere Kultureinrichtungen. Györ mit einer gepflegten 

wundervollen und historisch bedeutsamen Gebäuden beweist, daß nicht nur 

Großstädte besuchenswert sein können. 

 

Der deutsche Name Raab geht auf die römische Ansiedlung Arrabona zurück. Die 

bedeutende Burg sowie das Bistum Györ wurden im 10. Jahrhundert gegründet. 

Die Festung Raab wurde 1594 von den Türken erobert, aber bereits vier Jahre 

später von den Österreichern zurückerobert werden; die Stadt und Festung war 

eines der wenigen ungarischen Städte in Westungarn, die nicht nachhaltig von 

den Osmanen besetzt werden konnten. Nach der Belagerung Wiens 1683 durch 

die Türken und der folgenden Rückgewinnung Ungarns blühte die Stadt voll auf. 

Im Zuge der Napoleonischen Kriege wurde die Festung 1809 von den Franzosen 

belagert und erobert. 

 

Herbert Karl 

 
Bild links oben: Die Raab mündet in Györ in einen Sei-

tenarm der Donau: In die Moson-Donau (Kleine Donau); 

Bild rechts oben:  Széchenyi-Platz mit St. Ignatius-Kirche; 

Bild unten: Györ: Wasserspiele vor dem Rathaus 

 

Quelle: Wikipedia, Abruf: 29. März 2023. 


